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l. Elektronische Kassensysteme: Rahmen-
bedingungen ab 1.1.2O2O

Ab 2O2O ergeben sich weitere Verschärfungen für
elektron ische Kassensysteme:

¡¡ Zertifizierte technische Sicherheitseinrichtung:
Grundsätzlich ist nach den gesetzlichen Vorgaben
jedes eingesetzte elektronische Kassensystem ab
dem 1.1.2020 durch eine zerliÍizierte technische
Sicherheitseinrichtung zu schrjtzen.
Die Finanzvenraltung hat hierzu allerdings mitge-
teilt, dass auf Grund der erst sehr späten Verfügbar-
keit der notwendigen Software es grundsätzlich bis
zum 30.9.2020 nicht beanstandet wird, wenn die
Kassen noch nicht mit einer zertifizierten techni-
schen Sicherheitseinrichtung geschützt sind.

O Hinweis:
Nach dem 25.11.2010 und vor dem 1.1.2020 angeschaffte
Registrierkassen, welche die bi gen
(insb. Einzelaufzelchnungspflicht u pei-
cherung der Einzeldaten) erfüllen, icht
mit einer zertifizierten technischen Sicherheitseinrichtung
aufrüstbar sind, dürfen längstens bis zum 31.12.2Û22weiter-
hin verwendet werden. Die Nachweise des Vorliegens dieser
Voraussetzungen sind für die jeweils eingesetzte Registrier-
kasse der Systemdokumentation beizufügen. Hierzu sollte
vom Kassenhersteller eine entsprechende Bestätigung ein-
geholt werden.

)) M¡tteilungspflicht: Nach den neuen gesetzlichen
Vorgaben gilt, dass Stpfl. eingesetzte elektronische
Aufzeichnungssysteme ab dem 1.1 .2020 an die Fi-
nanzämter melden müssen. Dies betrift insbeson-
dere elektronische Kassensysteme. Dem zuständi-
gen Finanzamt sind u.a. die Art und Anzahl der im
jeweiligen Unternehmen eingesetzten elektroni-
schen Aufzeichnungssysteme und der zertifizierten
technischen Sicherheitseinrichtungen mitzuteilen.

() Hinweis:
Die Meldung muss auf dem amtlichen Vordruck erfolgen.
Dieser liegt aktuell allerdings noch nicht vor. Wurde das
elektronische Aufzeichnungssystem vor dem 1.1 .2020 an-
geschafft, gilt eine Meldefrist bis zum 31 .1 .2020.

t) Belegausgabepflicht: Ab dem 1.1.2020 gilt für al-
le mit elektronischen Aufzeichnungssystemen er-
fassten Geschäftsvorfällen eine zwingende Beleg-
ausgabepflicht, Die inhaltlichen Anforderungen an
den Beleg sind gesetzlich vorgegeben. Ein Beleg
muss (mindestens) enthalten:

)) den vollständigen Namen und die vollständige
Anschrift des leistenden Unternehmers,

t) das Datum der Belegausstellung und den Zeit-
punkt des Vorgangsbeginns sowie den Zeit-
punkt der Vorgangsbeendigung,

)) die Menge und die Art der gelieferten Gegen-
stände oder den Umfang und die Art der sons-
tigen Leistung,

)) die Transaktionsnummer,

ll für jeden Steuersatz sind die Summen der Ent-
gelte sowie der darin enthaltene Steuerbetrag
aufzulisten; im Fall einer Steuerbefreiung muss
ein entsprechender Hinweis aufgebracht sein,

¡¡ die Seriennummer des elektronischen Auf-
zeichnungssystems oder die Seriennummer
des Sicherheitsmod uls,

)) Betrag je Zahlungsart,

)) Signaturzähler und

)) Prüfwert.

Bei Kassen, die unter die Übergangsregelung bis
zum 31 .12.2022 fallen, entfallen Angaben des Signa-
turzählers und der Prüfwert.

O Handlungsempfehlung:
Ausnahmsweise kann bei einem Verkauf von Waren an ei-
ne Vielzahl von nicht bekannten Personen auf Antrag und
mit Zustimmung der zuständigen Behörde aus Zumutbar-
keitsgründen von einer Belegausgabepflicht abgesehen
werden. Dies gilt auch bei Dienstleistungen.

O Handlungsempfehlung:
Dringend ist anzuraten, eine lnventur der vorhandenen
Kassensysteme zu erstellen und individuell zu prüfen, ob
diese zumindest übergangsweise weiterverwendet werden
düÍen und wie eine Neubeschaffungsstrategie aussieht.
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Generell ist bei Neuanschaffungen von Kassensystemen
arì¿uraten, die Gesetzeskonformität bzw' die kurzlristigc
NachrüstbarkeiÌ cjer eiekiru¡ rist lrcii 3í¿herlreitseinrichtung
vom l-ieferanten/Hersteller bescheinigen zu lassen.

2. Anhebung der umsatzsteuerlichen Klein-
unternehmergrenze

Mit dem Dritten Bürokratieentlastungsgesetz wurde
die umsatzsteuerliche Kleinunternehmergrenze ab
dem 1 12020 angehoben. Und zwar wird die Um-
satzsteuer von inländischen Unternehmern nicht
erhoben (und dann auch kein Vorsteuerabzug ge-
währt w-^rC-on), wcnn der Umsatz im vergangenen
Kalenderjahr die Grenze von 22000€ (statt bisher
17 5OO €) nicht überstiegen hat und 50 000 € (wie bis-
her) im iaufencien Kaiencierjahr voraussichtiicïr riicili
iihersteioen wird-

O Hinweisl
Soll ab 2020 von der erhöhten Umsatzschwelle und dem

eh-
em
ehr
der

O HandlungsemPfehlungl
Auf die Anwendung der Kleirtunternehnrerregelung kann ver'
zichtet werden. Dies ist insbesondere dann sinnvoll, wenn der

satzéteuer (abzgl. Vorsteuern) nach den tiblichen Regeln ln

den Voranmeldungen zu erklären und an das Finanzamt ab-
zuführen. Hat der Unternehmer zur Regelbesteuerung
optiert, ist er an diese Entscheidung fünf Jahre gebunden.

3. Überprüfung der Miete beiverbilligter
Vermietung

Wird eine Wohnung verbilligt vermietet-was insbeson-
dere bei der Vermietung an nahe Angehörige vor-
kommt, so ist zu beachten, dass gesetzllch ggf. der
Werbungskostenabzug eingeschränkt ist. lnsoweit
gilt:

¡¡ Beträgt das Entgeit bei auf Dauer angelegier t'ntch-

nungsvermietung mindestens 66 Yo der ortsübli-
chen Miete, gilt die Wohnungsvermietung als ent-
geltlich und die auf die Wohnung entfallenden
Werbungskosten können in vollem Umfang gel-
tend gemacht werden.

)t Beträgt die Miete dagegen weniger als 66 % der
ortsüblichen Marktmiete, so können Werbungs-
kosten nur anteilig geltend gemacht werden; die
Miete ist auch in diesem Fall in vollem Umfang
als Einnahme anzusetzen.

Wird der Werbungskostenabzug eingeschränkt, so
kann sich dies sehr nachteilig auswirken, insbeson-

dere dann, wenn umfangreiche Erhaltungsaufwen-
dungetr anfallen oder Finanzierungskosten und Ab-
cchreihr rnncn zr r lreriicksrchtioen sind.

Bei der ortsüblichen Marktmiete soll es sich um die
Kaltmiete zzgl. gezahller Umlagen handeln. Maßgeb-
lich ist dabei die Miete für eine Wohnung in vergleich-
barer Lage, vergleichbarer Art und Ausstattung.

Der Vergleich der vereinbarten Miete mit der orlsübli-
chen Miete ist nun nicht nur beiAbschluss des Miet-
verhältnisses vorzunehmen, sondern auch bei einem
laufenden Mietverhältnis. Nlmmt der Vermieter bei
einem laufenden Mietverhältnis keine Mieterhöhun-
gen vor unci steigt ancjererseits die ortsübllche Miete

- wie aktueil in gi'ößeren Städten -, so kann dies dazu
führen, dass ab einem gewissen Punkt die 66 %-
Grenze unterschritten wird und eine deutliche Ein-

I !-..r--.--..- l-- lÁr^-L..-^^l-^^¿^-^L-,'^^ ^-^i4scjflraf lÁullg ues vvel uul lvlil\uùr'ul ldt.r¿u9) gl Þrr(.

O Handlungsempfehlung:
lm Falle einer verbilligten Vermietung sollte regelmäßig die

-J-....L11^L-- À ¡l^r^ .,^-
verelnoane lvllele fnll uer aKtuellëll ulLùiulJllul lt ll lvllcts vËr-
glichen werden.
Wohnungen oder
gezogen werden.
tiert werden, Droh
ist zu prüfen, ob eine Mieterhöhung sinnvoll ist und durch-
gesetzt werden kann.

geführi werden.

4. Beendigung einer steuerlichen Betriebs-
aufspaltung: Verpächterwahlrecht ermö g-
licht in manchen Fällen das Hinaus-
schieben der Betriebsaufgabe

Der Rechtsformgestaltung ,,Betriebsaufspaltung"
kommt in der Praxis eine außerordentlich hohe Bedeu-
tung zu. Begrifflich wird dann von einer Betriebsaufspal-
tung gesprochen, wenn betdebllche Funktlonen, die
von einem Unternehmen wahrgenommen werden kön-
nen, auf zwei oder mehrere rechtlich selbständige
Rechtstrei.ger aL-rfgeteilt werden und hinter diesen
Rechtsträgern die gleichen Personen stehen' Eine sol-
che Konstellation wird insbesondere aus Haftungs-
gründen gewählt, da hierbei die Haftungsmasse des
operativ tätigen und damit risikobehafteten Betriebsun-
ternehmens dadurch gemindert wird, indem das wert-
volle Anlagevermögen rechtlich separat gehalten wird.

Voraussetzung für das Vorliegen einer steuerlichen Be-
triebsaufspaltung ist eine personelle und sachliche
Verflechtung zwischen Besitzunternehmen und Be-
triebsgesellschaft. Eine personelle Verflechtung ist
dann gegeben, wenn die Personen, die hinter den bei-
den Unternehmen stehen, auf diese einen einheitlichen
geschäftlichen Betätigungswillen ausüben können,
welcher im Zweifel dann vorliegt, wenn in beiden Unter-
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nehmen eine Willensdurchsetzung mittels Stimmen-
mehrheit erfolgen kann. Eine sachliche Verflechtung
ist dann gegeben, wenn das Besitzunternehmen der
Betriebsgesellschaft mindestens eine für diese wesent-
liche Betriebsgrundlage zur Nutzung überlässt. Dies
kann z.B. ein betrieblich genutztes Grundstück sein.

Liegt eine steuerliche Betriebsaufspaltung vor, so hat
dies insbesondere zur Folge, dass die an sich vermö-
gensverwaltend täti ge Besitzgesellschaft Einkünfte
aus Gewerbebetrieb erzÍelt. Dies bedeutet auch,
dass die überlassenen Wirtschaftsgüter bei der Be-
sitzgesellschaft als Betriebsvermögen steuerlich ver-
haftet sind und mithin Wertsteigerungen insoweit bei
deren späterer Realisierung der Besteuerung unter-
liegen. Auch die Anteile an der Betriebsgesellschaft
zählen zum steuerlichen Betriebsvermögen der Besitz-
gesellschaft.

Problematisch ist nun, dass beiWegfallder perso-
nellen Verflechtung grundsätzlích eine Betriebs-
aufgabe gegeben ist mit der Folge, dass die stillen
Reserven im Betriebsvermögen des Besitzunterneh-
mens einschließlich der Anteile an der Betriebsge-
sellschaft aufzudecken und zu versteuern sind. So
lag auch der Urteilsfall, über den der Bundesfinanz-
hof zu entscheiden hatte. Konkret ging es um - ver-
kürzt dargestellt - folgenden Fall:

)) J und sein Sohn U waren Gesellschafter der
P-GbR, an der sie jeweils hälftig beteiligt waren.
Die P-GbR vermietete seit 1.5.2002 ein Grund-
stück mit aufstehendem Gebäude zur betriebli-
chen Nutzung an die P-GmbH. Das Grundstück
befand sich im Bruchteilseigentum der Gesell-
schafter J und U, wurde steuerlich also dem Son-
derbetriebsvermögen der GbR zugerechnet.

)) An der P-GmbH waren J zu 48,8 %o und lJ zu
51,2 % beteiligt. Die P-GmbH handelte mit Texti-
lien, die von ihrer ausländischen Tochtergesell-
schaft P-Srl hergestellt wurden.

)) Zum 30.1.2008 übertrug J seinen Anteil an der
P-GmbH unentgeltlich auf U.

)) Ende 2008 errichteten J und U eine GmbH & Co. KG,
in die die Anteile an der P-GbR eingebracht wurden,
so dass das Grundstück, welches bislang von J und
U gehalten und über die P-GbR vermietet wurde, in
das Eigentum der GmbH & Co. KG überging.

)t Das Finanzamt vertrat nun die Auffassung, dass
die Betriebsaufspaltung zwischen der p-GbR
und der P-GmbH zum 30.1.2008 wegen Wegfalls
der personellen Verflechtung geendet habe. Da-
durch sei es zu einer Betriebsaufgabe für die
P-GbR gekommen, die zu einem Aufgabegewinn
in Höhe der stillen Reserven in den Anteilen an der
P-GmbH von 50000 € und der stillen Reserven
des Grundstücks von 57626 € geführ1habe.

Der Bundesfinanzhof hat nun mit Urteil vom
17.4.2019 (Aktenzeichen lV R 12/16) das Vortiegen
einer Betriebsaufgabe bei der P-GbR verneint. ln-
soweit war entscheidend:

)) Die P-GbR hat im Streitjahr 2008 bis zu deren
Übergang auf die neu gegründete GmbH & Co.
KG Einkünfte aus Gewerbebetrieb erzielt. Die auf
die Vermietung des Grundstücks beschränkte Tä-
tigkeit der GbR war bis zum 30.1.2008 infolge
einer Betriebsaufspaltung zwischen der P-GbR
und der P-GmbH als Gewerbebetrieb anzusehen.

)) Allerdings hat die Betriebsaufspaltung am
30.1.2008 geendet. Nur bis zur Übertragung der
Gesellschaftsanteile an der P-GmbH auf U am
30.1.2008 bestand eine personelle Verflechtung,
denn nach diesem Zeitpunkt konnte alleine U in
der P-GmbH seinen Willen durchsetzen.

!l Das Ende der Betriebsaufspaltung hat nicht zu
einer Betriebsaufgabe geführt, weil die P-GbR ih-
ren Gewerbebetrieb nach den Grundsätzen der
Betriebsverpachtung fortgeführt hat. Dement-
sprechend ist bei der P-GbR zum einen kein Auf-
gabegewinn entstanden, und zum anderen hat die
P-GbR weiterhin bis zu ihrem Untergang durch die
Anteilsvereinigung gewerbliche Einkünfte erzielt.

Mit Beendigung einer steuerlichen Betriebsaufspal-
tung kann also eine Betriebsaufgabe mit Versteuerung
der stillen Reserven vermieden werden, wenn die Vo-
raussetzungen für eine Betriebsverpachtung im Gan-
zen vodiegen und keine Betriebsaufgabe erklärt wird.
Nach den Rechtsprechungsgrundsätzen reicht es für
eine gewerbliche Betriebsverpachtung aus, wenn die
wesentlichen, dem Betrieb das Gepräge gebenden
Betriebsgegenstände verpachtet werden. Wird ledig-
lich ein Betriebsgrundstück, ggf. in Verbindung mit Be-
triebsvorrichtungen, verpachtet, so liegt nur dann eine
Betriebsverpachtung vor, wenn das Grundstück die al-
leinige wesentliche Betriebsgrundlage darstellt. Für
Groß- und Einzelhandelsunternehmen wird nach der
neueren Rechtsprechung angenommen, dass die ge-
werblich genutzten Räume regelmäßig den wesentli-
chen Betriebsgegenstand bilden und dem Gewerbe
das Gepräge geben - anders als etwa bei dem produ-
zierenden Gewerbe. Dies warvorliegend gegeben. Mit
der Einbringung des Vermögens der GbR in die neu ge-
grûndete GmbH &Co. KG lag steuerliches Betriebsver-
mögen auf Grund gewerblicher Prägung vor.

(D Hinweis:
Dies verdeutlicht, dass in bestimmlen Fällen auch steuer-
liche Betrieþsaufspaltungen ohne Aufdeckung und Ver-
steuerung der stillen Reserven beendet werden können.
Solche Fälle sind allerdings steuerlich hochsensibel und
bedürJen zwingend eingehender steuerlicher Beratung.

5. Nicht geltend gemachte Sonderbetriebs-
ausgaben können später nicht nachgeholt
werden

Entstehen beim Gesellschafter einer Personengesell-
schaft Aufwendungen im Zusammenhang mit seiner
Beteiligung, so können diese steuerlich bei den Ein-
künften aus der Beteiligung mindernd berücksichtigt
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werden. Begrifflich wird von Sonderbetriebsausga-
ben gesprochen. Als Belsplele können genartnI wer-
den Fahrtkosten zur Gesel!schatterversa-mmlung
oder auch Kosten der Refinanzierung des Anteilser-
werbs bzw. der Einlageleisiung.

Solche Sonderbetriebsausgaben liegen auch dann vor,

wenn sich der Gesellschafter im Hinblick auf seine Be-
teiligung betriebswirtschaftlich, steuerlich oder recht-
lich beraten lässt. Nun ist zu beachten, dass Sonder'
betriebsausgaben steuerlich zwingend in der
Gewinnfeststellungserklärung der Personenge-
sellschaft erklärt werden müssen. Trägt der Gesell-

schafter dlese Kosten selbst (was der Regelfall sein

dürfte), so muss er die getragenen Aufwendungen der

Gesellschaft mitteilen, damit diese die Kosten in der
/lo.r,innfaotetall¡ rnneorklärr ¡nn herÍìr:ksir:htioen kann.v9vvll ll llvJts\vrrvr rYv

Dieser Umstanci wircJ dann probiematisch, wenn die

anderen Gesellschafter von den Aufrruendungen nichts
eriahren soilen. So iag auch ein Streitfaii, den dei'Bun-
desfinanzhof zu entscheiden hatte'

im iahr 2008 karr es zum St¡'eit zwischen den beiden
Gesellschaftern (damals Ehegatten)einer KG' Die Ge-
sellschafterin F beauftragte in diesem Zusammenhang
eine Rechtsanwaltskanzlei. Die abgerechneten Leis-

sellschafterbeschluss herbeigcführt zu haben, von der
KG ein Darlehen über 50 000 € gewährt und ein auch von

ihm privat genutztes Fahrzeug geleast hatte unci der F

die Einsichtnahme in'Cie Buchhaltung der KG veruvei-

gert wurde. Die Gesellschafterin beglich die Rechtsan-
waltskosten noch in 2008 aus ihren privaten Mitteln. ln

derGewinnfeststellung 2008 der KG wurden diese nicht
berûcksiehti gt (weder erklärt noch festgestellt)'

Die Ehe zwischen den Gesellschaftern wurde im No-

vember 2008 geschieden. Nachdem die Gesellschafte-
rin nun in 2009 sämtliche Anteile der KG übernommen
hatte, machte diese die in 2008 getragenen Rechtsan-
waltskosten in der Gewinnfeststeilung 2009 geitend

und venvies auf die Grundsätze desformellen Bilanzen-
zusammenhangs. Der Ausweis des Eigenkapitals sei

nicht nur zum 31 .122009 fehlerhaft gewesen, sondern
auch noch im Streitjahr 2009. Denn es sei für den Vor-

trag des Eigenkapitals in das Folgejahr nicht auf dessen
Saldo abzustellen, sondern auf die verschiedenen Teil-
beträge, aus denen sich der Saldo zusammensetze.

Der Bundesfinanzhof bestätigt nun aber mit Urteil
vom 17.6.2019 (Aktenzeichen lV R 19/16), dass für
Sonderbetriebsausgaben, die aus privaten Mitteln
bestritten worderl sind und im Jahr der Entstehung
des Aufwands nicht berücksichtigt wurden, eine er-
folgswirksame Nachholung in einem Folgejahr nach
den Grundsätzen des formellen Bilanzenzusammen-
hangs nicht in Betracht kommt, Mit der Bezahlung
der Rechtsanwaltskosten in 2008 durch die Gesell-
schafterin hätte richtigerweise eine Einlage im

Sonderbetriebsvermögen gebucht werden müssen.

Eine unterlassene Einlagebuchung kann nun später
aber nicht eÉolgswirksam nachgeholt werden.

O HancilungsemPfehlung:

Gesellschaft vor Erstellung der Gewinnfeststellungserklä-
rung bei den Gesellschaftern abgefragt werden, ob solche
Aufwendungen vorliegen,

6. Grundstücksenteignung kein steuerlich
relevantes pr¡vates Veräußerun gsgeschäft

Werden vermietete lmmobilien innerhalb eines Zeit-
raurns von zehn Jahren nach dern Erv''¡erb wieder ver-
kauft, so wirci cjer erzieite Veräußerungsgewinn steuer-
lich er{asst. Erfolgt die Veräußerung hingegen erst nach
Ablauf dieses Zehnjahreszeitraums, bleiben die
Wertsteigerungen der I mmobilie insgesamt steuerfrei'

Auch wenn diese steuerliche Regelung zur Erfassung
von Wertsteigerungen bei Verkauf innerhalb der Zehn-
jahresf rist schorrlanEe existiert, -:.teHen-sieh immer
noch Abgrenzungsfragen. So war bislang ungeklärt,
ob ein Eigentumsve als Ver-
äußerung anzusehen nanzhof
nun mit Urteiivom 23 R2S/18)'
verneint.

im Streilfall hatte der Stpfi. an einem unbebauien
Grundstück im Jahr 2005 einen zusätzlichen Miteigen-
tumsanteil durch Zuschlag in der Zwangsversteige-
rung erworben. Hierdurch wurde er Alleineigentümer
des Grundstücks. lm Jahr 2008 führte die Stadt, in der
das Grundstück belegen war, ein Bodensonderungs-
verfahren durch und erließ einen dieses Grundstück
betretfenden unci an den Stpfi. gerichteten Sonder-
ungsbescheid nach dem Bodensonderungsgesetz,
mif dem das Eigentum an dem Grundstück auf die
Stadt überging. Der Stpfl. erhielt eine Entschädigung
i,H.v. 60û000 € für das gesamte Grundstück. Das Fi-
nanzamt sah in der Enteignung in Bezug auf den in der
Zwangsversteigerung erworbenen M iieigentumsanteil
ein Veräußerungsgeschäft und wollte den erzielten Ge-
winn versteuern.

Der Bundesfinanzhof verneinte dies aber' Entschei-
dend ist, dass die Begriffe ,,Anschaffung" und ,,Veräu-

r-. rr-.-I..ô--.
ßerung" ais Merkmale e¡nes privaten -veraulJerungsge-
schäfts entgeltliche En¡verbs- und Ubertragungsvor-
gänge erfassen, die wesentlich vom Willen des Stpfl.
abhängen; sie müssen Ausdruck einer wirtschaftlichen
Betätigung scin. An einerwillentlichen Ubertragung auf
eine andere Person fehlt es, wenn - wie im Falle einer
Enteignung - der Verlust des Eigentums am Grund-
stück ohne maßgeblichen Einfluss des Stpfl. (und ggf.
auch gegen seinen Willen)stattfindet. ln gleicherWeise
kann es am willentlichen Erwerb bei Rechtsgeschäften
zur Vermeidung einer Enteignung oder Umlegung feh-
len.
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